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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz ersucht den federführenden 

Ausschuss für Wirtschaft und Währung, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag 

zu übernehmen: 

1. weist darauf hin, dass ein transparenter und wettbewerbsfähiger Binnenmarkt ein 

Schlüsselelement für das Wachstum und einen effektiven Aufschwung darstellt und 

vertritt deshalb die Auffassung, dass die Wettbewerbspolitik, indem sie gleiche 

Wettbewerbsbedingungen gewährleistet, ein wichtiges Instrument für den Schutz der 

Rechte und der Vorteile der Verbraucher, der Bürger, der Unternehmen, insbesondere der 

KMU, und der Arbeitnehmer im Rahmen einer sozialen Marktwirtschaft bildet; stellt fest, 

dass sich das Verhalten und die Erfordernisse der Verbraucher und Unternehmen in der 

EU in dem anhand des digitalen Wirtschaftsmodells definierten Umfeld ständig ändern; 

2. ist der Ansicht, dass das EU-Wettbewerbsrecht und die Wettbewerbsbehörden für gleiche 

Wettbewerbsbedingungen, eine freie Auswahl und ein vielfältiges Angebot an 

hochwertigen Produkten und Dienstleistungen zu konkurrenzfähigen Preisen sorgen und 

ferner gewährleisten sollten, dass die Unternehmen Anreize erhalten, um zu investieren 

und innovativ zu sein, indem ihnen eine faire Chance gegeben wird, die Vorzüge ihrer 

Produkte zu betonen; fordert die EU-Wettbewerbsbehörde und die nationalen 

Wettbewerbsbehörden mit Blick auf den Lebensmittelsektor auf, ihre Bemühungen im 

Zusammenhang mit den Auswirkungen von Eigenmarken auf die Auswahl für die 

Verbraucher und die Innovation fortzusetzen; 

3. ist der Ansicht, dass die Wettbewerbspolitik in der Lage sein sollte, ein Umfeld zu 

schaffen, das dem Unternehmergeist und der Entwicklung der KMU, die Motoren für 

Wachstum und Beschäftigung sind, förderlich ist; hält es für wichtig, dafür zu sorgen, 

dass wettbewerbswidriges Verhalten kleinere Unternehmen und Start-up-Unternehmen 

nicht unverhältnismäßig in ihren Bemühungen um Expansion und Innovation behindert; 

bekräftigt, dass durch Bemühungen zur Wahrung eines fairen Wettbewerbs mehr 

Wahlmöglichkeiten für die Verbraucher entstehen und ein Umfeld geschaffen wird, in 

dem KMU und Kleinstunternehmen mehr Innovationskraft und Kreativität an den Tag 

legen können; 

4. hebt hervor, dass das die EU-Beihilfevorschriften darauf ausgerichtet werden müssen, das 

Ziel der sozialen Gerechtigkeit und des sozialen Zusammenhalts zu verwirklichen und die 

Zielsetzungen der Strategie Europa 2020 zu erreichen; hält es daher für wichtig, dass 

staatliche Beihilfen gezielt für Investitionen in die Realwirtschaft und zur Förderung der 

Konzentration von Ressourcen in Schlüsselbereichen, wie Forschung und Innovation, 

Digitalisierung, in der infrastrukturellen Entwicklung, insbesondere von 

grenzübergreifenden Projekten, und für die Erreichung der Klimaschutz- und Energieziele 

mit einer langfristigen Perspektive verwendet werden; 

5. ist der Auffassung, dass eine wirksame Durchsetzung und eine Aktualisierung der 

Wettbewerbspolitik erforderlich sind, um die Herausforderungen im Zusammenhang mit 

dem digitalen Binnenmarkt zu meistern, bei dem es sich um einen Sektor handelt, der sich 

rasch wandelt und solide Marktkenntnisse und Reaktionsschnelligkeit erfordert; betont 

daher, wie wichtig es ist, das EU-Wettbewerbsrecht effektiv und schnell anzuwenden, die 
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derzeitige Fragmentierung zu überwinden, Marktzugangsbeschränkungen zu ermitteln und 

zu beseitigen und gleichzeitig das Vertrauen der Verbraucher und Unternehmen in das 

digitale Umfeld zu stärken und Innovation und Dynamik in diesem Sektor zu fördern; 

weist darauf hin, dass ein wirklicher digitaler Markt Wachstum in neuen Sektoren 

erzeugen und hochwertige Arbeitsplätze schaffen würde; 

6. hebt hervor, dass es einer effektiven Wettbewerbspolitik der EU bedarf, um den 

Verbrauchern ein hohes Schutzniveau zu garantieren und sie in die Lage zu versetzen, 

Nutzen aus dem digitalen Binnenmarkt zu ziehen; weist darauf hin, dass die Verbraucher 

im Mittelpunkt des digitalen Binnenmarktes stehen und die Verbraucherausgaben nahezu 

56 % des BIP der EU ausmachen; 

7. fordert die Kommission auf, zu untersuchen, ob für unabhängige Einzelhändler, denen es 

nach dem Wettbewerbsrecht gestattet ist, im Bereich des stationären Einzelhandels 

zusammenzuarbeiten, die Möglichkeit besteht, auch im Bereich des elektronischen 

Handels ein gemeinsames Angebot zu unterbreiten; 

8. betont, dass die Interoperabilität zu einem fairen Wettbewerb beiträgt und gefördert und 

ausgebaut werden sollte; 

9. ist der Ansicht, dass der Missbrauch marktbeherrschender Stellungen, die durch First-

Mover-Vorteile und Netzeffekte im digitalen Bereich entstehen, ein erhebliches Problem 

darstellt und stärker überwacht werden sollte; 

10. ist der Ansicht, dass die Gewährleistung fairer Wettbewerbsbedingungen im digitalen 

Markt und die Bekämpfung des Missbrauchs marktbeherrschender Stellungen und der 

Steueroptimierung von grundlegender Bedeutung sind und letztlich den Verbrauchern 

dienen; hält es insbesondere für wichtig, die Märkte für Online-Suche, elektronischen 

Geschäftsverkehr und Werbung stärker zu öffnen und transparenter zu gestalten und deren 

Wettbewerbsfähigkeit zu stärken; hält es ferner für erforderlich, den Grundsatz der 

Netzneutralität zu garantieren, d.h. einen fairen, offenen und diskriminierungsfreien 

Zugang zum Internet, der jede Art von Diskriminierung und Hindernissen untersagt, als 

Voraussetzung für einen fairen Wettbewerb und den Zusammenhalt des Markts, wovon 

die Verbraucher und Unternehmen profitieren; 

11. vertritt die Auffassung, dass die Hauptbedingung für die Vollendung der Europäischen 

Energieunion ein gut funktionierender Binnenmarkt für Energie ist, der sich auf die 

wirksame und beständige Durchsetzung der Wettbewerbsregeln der EU stützt; hält es für 

wichtig, dass die Kommission dem Binnenmarkt für Energie weiterhin verstärkte 

Aufmerksamkeit widmet, der in der Tat einen erheblichen Ausgabenposten für Familien 

und Unternehmen in der EU darstellt, um eine bessere Integration und erschwinglicher 

Preise in diesem Sektor zu gewährleisten; 

12. begrüßt die Einleitung von Untersuchungen und die den Betreibern, die gegen die 

Wettbewerbsregeln verstoßen haben, auferlegten Geldbußen und fordert die Kommission 

auf, ihre Bemühungen bei der Förderung einer Wettbewerbskultur fortzusetzen, die 

unmittelbar zu einem besseren Funktionieren der Märkte im Interesse der Verbraucher 

und der Unternehmen beiträgt; 

13. begrüßt die Einleitung einer den elektronischen Handel betreffenden Sektoruntersuchung 
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zur Prüfung von möglichen Wettbewerbshindernissen auf den EU-Märkten; betont, dass 

ein gut funktionierender elektronischer Handel nicht nur für das Wirtschaftswachstum 

wichtig ist, aber auch niedrigere Transaktionskosten, niedrigere Preise und eine größere 

Auswahl für die Verbraucher bedeutet; fordert die Kommission auf, zu untersuchen, ob an 

geltenden Wettbewerbsvorschriften, z.B. der Gruppenfreistellungsverordnung, 

Änderungen vorgenommen werden müssen, um ungerechtfertigtes Geoblocking, darunter 

auch unerwünschtes Rerouting und unlautere Preisdiskriminierung aufgrund des 

geografischen Standorts, zu verhindern; 

14. hält es für unerlässlich, dass die Richtlinie 2014/104/EU über bestimmte Vorschriften für 

Schadensersatzklagen nach nationalem Recht wegen Zuwiderhandlungen gegen 

wettbewerbsrechtliche Bestimmungen der Mitgliedstaaten und der Europäischen Union 

fristgerecht und ordnungsgemäß umgesetzt wird; fordert die Kommission auf, die 

Umsetzung dieser Richtlinie durch die Mitgliedstaaten sorgfältig zu überwachen und für 

ihre einheitliche Anwendung in der gesamten Union zu sorgen; betont, dass der Zugang 

zur Justiz, wozu gegebenenfalls auch die Verfügbarkeit kollektiver Rechtsbehelfe zählt, 

für die Verwirklichung der Ziele der EU-Wettbewerbspolitik wesentlich ist; 

15. vertritt die Auffassung, dass die Weiterentwicklung elektronischer Behördendienste ein 

wichtiger Faktor für die Förderung des Wachstums ist, und zwar vor allem hinsichtlich 

der Teilhabe kleiner und mittlerer Unternehmen; fordert daher die Mitgliedstaaten auf, 

sämtliche Instrumente einzusetzen, die ihnen im Rahmen der neuen Vergabevorschriften 

zur Verfügung stehen, um das Wachstum in der EU zu unterstützen; fordert die 

Kommission auf, sämtliche Initiativen zu unterstützen, die mit der Weiterentwicklung 

elektronischer Behördendienste zusammenhängen; hebt ferner hervor, dass die Förderung 

und Umsetzung von E-Governance-Systemen in allen Mitgliedstaaten für die effiziente 

Überwachung von Verstößen und die Gewährleistung der Transparenz sowohl im 

öffentlichen als auch privaten Sektor von entscheidender Bedeutung sind; 

16. weist darauf hin, dass den Verbrauchern im Binnenmarkt Erzeugnisse unter derselben 

Marke und mit derselben Verpackung, jedoch mit unterschiedlicher Zusammensetzung 

angeboten werden; fordert die Kommission auf, im Rahmen der EU-Wettbewerbspolitik 

zu prüfen, ob es sich dabei um eine Praxis handelt, die negative Auswirkungen auf 

Anbieter lokaler und regionaler Produkte, insbesondere kleine und mittlere Unternehmen, 

hat; 

17. vertritt die Auffassung, dass die Wettbewerbspolitik eine wichtige Rolle dabei spielen 

sollte, die Finanzmärkte für die Verbraucher sicherer und transparenter zu machen; 

begrüßt darüber hinaus die gesetzgeberischen Maßnahmen im Bereich der elektronischen 

Zahlungen und insbesondere die Einführung der Deckelung der Interbankenentgelte für 

Kartenzahlungen; 

18. hält es für wesentlich, dass die Kommission sich weiterhin für eine bessere Konvergenz 

und Zusammenarbeit zwischen den nationalen Wettbewerbsbehörden in der EU einsetzt; 

19. fordert die Kommission auf, dafür Sorge zu tragen, dass die Mitgliedstaaten die neuen 

EU-Vergabevorschriften fristgemäß umsetzen, insbesondere die Einführung der 

elektronischen Beschaffung und der elektronischen Verwaltung und die neuen 

Bestimmungen über die Berücksichtigung sozialer und ökologischer Kriterien und über 

die Unterteilung von Aufträgen in Lose, um Innovationen und den fairen Wettbewerb zu 
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stärken, KMU in Bezug auf den Zugang zu Beschaffungsmärkten zu unterstützen und der 

öffentlichen Hand ein optimales Preis-Leistungs-Verhältnis zu gewährleisten; 

20. stimmt der Feststellung zu, dass wenn Händler sich dafür entscheiden, Waren und 

Dienstleistungen nur in bestimmten Mitgliedstaaten anzubieten, dies das 

Angebotsspektrum für Verbraucher verengen und niedrigere Preise durch unzureichenden 

Wettbewerb auf dem Binnenmarkt verhindern kann; fordert die Kommission auf, in 

diesem Zusammenhang gegen alle Formen der Diskriminierung aufgrund der 

Staatsangehörigkeit oder des Wohnsitzes wirksam vorzugehen; 

21. ist der Ansicht, dass ein echter Binnenmarkt nur in einem transparenteren, koordinierteren 

und kooperativeren steuerlichen Rahmen effizient funktionieren kann, bei dem ein fairer 

Wettbewerb zwischen den verschiedenen Unternehmen gewährleistet ist; bedauert, dass 

der Steuerwettbewerb zwischen den Mitgliedstaaten zu einer Form des unlauteren 

Wettbewerbs auf dem Binnenmarkt geführt hat, bei dem KMU gegenüber multinationalen 

Konzernen benachteiligt werden; 

22. begrüßt die starke Wechselwirkung zwischen der Durchsetzung der Wettbewerbsregeln 

und der Strategie für einen digitalen Binnenmarkt, insbesondere bei Maßnahmen im 

Zusammenhang mit Geoblocking-Praktiken und Lizenzvereinbarungen, im Hinblick auf 

die Vollendung des digitalen Binnenmarktes; ist der Ansicht, dass eine ähnliche 

Wechselwirkung auf dem Binnenmarkt für Energie wichtig ist, um die Hindernisse für 

einen freien Energiefluss über Grenzen hinweg zu beseitigen und die Energieunion 

aufzubauen; 

23. fordert das Europäische Wettbewerbsnetz auf, das immer größer werdende Netz von 

Einkaufsverbünden im Einzelhandelsbereich auf nationaler und europäischer Ebene zu 

erörtern; 

24. betont, wie wichtig die Verknüpfung der Wettbewerbspolitik mit dem Verbraucherschutz 

ist; weist in diesem Zusammenhang auf die Verbrauchermarktanzeiger und die darin 

enthaltenen Erkenntnisse hin; 

25. ist der Ansicht, dass der Wettbewerb im Telekommunikationssektor nicht nur für die 

Förderung der Innovation und Investition in Netze, sondern auch für erschwingliche 

Preise und die Wahlmöglichkeit für die Verbraucher bei Dienstleistungen von 

grundlegender Bedeutung ist; fordert die Kommission deshalb auf, den Wettbewerb in 

diesem Sektor, einschließlich der Frequenzzuteilung, zu schützen; 

26. ist der Auffassung, dass die nationalen Wettbewerbsbehörden die vorhandenen 

Instrumente voll und ganz ausschöpfen und das Wettbewerbsrecht im Hinblick auf 

unlautere Handelspraktiken in der Lebensmittelversorgungskette durchsetzen müssen; 

hebt hervor, dass diese Behörden zusammenarbeiten müssen, um Kostenwirksamkeit, 

Transparenz, Vielfalt und Wahlmöglichkeiten der Verbraucher sicherzustellen. 
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